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1. Privat

1.1.  BFH: Keine steuerfreie Zuwendung  
einer Zweit- oder Ferienwohnung zwischen 
Ehegatten (BFH v. 18.07.2013, II R 35 / 11)

Ein zu eigenen Wohnzwecken genutztes Gebäude, in dem sich 
nicht der Mittelpunkt des familiären Lebens der Eheleute befin-
det, ist kein erbschaftsteuerbegünstigtes Familienwohnheim i.S. 
des § 13 Abs. 1 Nr. 4a S. 1 ErbStG. Deshalb sind Ferien- und 
Zweitwohnungen erbschaftsteuerlich nicht begünstigt. Dies hat 
der Bundesfinanzhof in seinem Urteil vom 18.07.2013 entschie-
den (BFH, II R 35 / 11).

In dem zugrunde liegenden Sachverhalt übertrug der Kläger im 
Wege der Schenkung ein mit einer Doppelhaushälfte bebautes 
Grundstück unter Einräumung eines lebenslänglichen unent-
geltlichen Wohnrechts auf seine Ehefrau. Die Familie nutzte 
die Wohnung als Ferien- und Zweitwohnung, damit sich der 
Kläger und seine Ehefrau um die dem Kläger dort gehörenden 
Betriebe kümmern konnten. Der Lebensmittelpunkt und folglich 
der Hauptwohnsitz der Eheleute befand sich dort jedoch nicht.

Das Finanzamt setzte die durch die unentgeltliche Übertragung 
entstandene Schenkungsteuer fest und berücksichtigte keine 
Steuerbefreiung für die Übertragung eines Familienwohnheims 
i.S. des § 13 Abs. 1 Nr. 4a ErbStG. Der BFH ist dieser Auffas-
sung gefolgt, da die Befreiungsvorschrift des § 13 Abs. 1 Nr. 4a 
ErbStG nur bei dem Hauptfamilienwohnsitz greift, jedoch nicht 
bei Ferien- oder Zweitwohnsitzen.

Durch das Urteil stellte der BFH klar, dass die vom Wortlaut her 
sehr weitreichende Steuerbefreiung in der Anwendung äußerst 
einschränkend auszulegen ist. Diese Ansicht wurde mit der Ent-
stehungsgeschichte der Vorschrift und den bestehenden ver-
fassungsrechtlichen Bedenken bei einer weitreichenden Aus-
legung begründet. Der Gesetzgeber wollte durch die Vorschrift 
lediglich den gemeinsamen familiären Lebensraum der Ehe-
leute schützen.

2. Unternehmen

2.1.  Änderungen des Reisekostenrechts 2014

Mit BMF Schreiben vom 30.09.2013 hat die Finanzverwaltung 
umfangreich die ab 2014 gültigen Änderungen im Reisekos-
tenrecht erläutert. Ziel der Reisekostenreform soll hierbei eine 
Vereinfachung und Vereinheitlichung sein. Zur Umsetzung die-
ser Ziele hat der Gesetzgeber umfangreiche Änderungen der 
Gesetze beschlossen. Die wesentlichen Änderungen möchten 
wir nachfolgend aufzeigen:

Die bislang ohne gesetzliche Verankerung verwendeten Begriff-
lichkeiten werden nunmehr neu geordnet und im Gesetz veran-
kert. Die „regelmäßige Arbeitsstätte“ wird durch den definierten 
Begriff „erste Tätigkeitsstätte“ ersetzt. Fahrten zur ersten Tätig-
keitsstätte fallen demnach nicht unter die Reisekosten, sie werden 
nach den Grundsätzen der Entfernungspauschale abgerechnet.

Fahrtkosten, die im Zusammenhang mit einer Auswärtstätigkeit 
entstanden sind, können in tatsächlicher Höhe angesetzt wer-
den. Der Ansatz eines individuellen Kilometersatzes ist möglich. 
Damit entfällt ab 2014 eine Angemessenheitsprüfung.

Fahrten in einem weitläufigen Einsatzgebiet, z.B. Fahrten von 
Pflegekräften, Postboten oder Mitarbeitern im Außendienst, kön-
nen nach den neuen Regelungen dazu führen, dass ein Arbeit-
nehmer überhaupt keine „erste Tätigkeitsstätte“ unterhält. Sofern 
aber zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer festgelegt ist, dass 
der Arbeitnehmer sich arbeitstäglich zunächst an einem festge-
legten Ort einfinden soll, um dann von dort aus seine Tätigkeit 
aufzunehmen, so wird die Fahrt an diesen festgelegten Ort wie 
eine Fahrt zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte behan-
delt. Fahrten bis zum ersten Einsatzort werden demzufolge nach 
Entfernungspauschalen abgerechnet. Hier kann es zu erhebli-
chen Erhöhungen bei der Erfassung des geldwerten Vorteils 
kommen, sofern ein Dienstwagen gestellt wird. Nur die Fahrten 
innerhalb des Einsatzgebiets oder der Routenplanung sind dann 
nach Regeln der Reisekosten abzurechnen. 

Vereinfacht werden die Abrechnungen bei den Pauschalen für 
Verpflegungsmehraufwand. Hier werden die Mindestanwesen-
heitszeiten verringert. Statt der bisherigen Unterscheidung zwi-
schen 8 / 12 / 24 Stunden gilt nun eine zweiteilige Stufung. Diese 
gilt dann sowohl für Inlands- als auch für Auslandsreisen.

Bei längeren dienstlich veranlassten Reisen kommt es bei der 
Unterbrechung der sog. 3-Monatsfrist nicht mehr darauf an, 
ob diese Unterbrechung aus privaten oder dienstlichen Grün-
den erfolgte. Sofern die Unterbrechung mindestens 4 Wochen 
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dauerte, beginnt ein neuer 3-Monatszeitraum. Dies kann zu 
einer erheblichen Mehrbelastung der Reisekostenbudgets in 
2014 führen, da durch Urlaubsunterbrechung in Kombination mit 
etwaigen anderen Gründen der Unterbrechung, z.B. Krankheit 
oder Schulung, schnell ein neuer Zeitraum beginnen kann, der 
mit der Verpflichtung zur Übernahme von Reisekosten verbun-
den sein könnte. Hier lohnt sich ein Blick in die im Unternehmen 
anzuwendende Reisekostenrichtlinie.

Auch die Abrechnung der Mahlzeitengestellung während einer 
Auswärtstätigkeit hat sich geändert. Die Mahlzeitengestellung 
wird nunmehr mit den amtlichen Sachbezugswerten gemäß der 
Sachbezugsverordnung bewertet. Es kann eine Pauschalie-
rung der Mahlzeitengestellung durch den Arbeitgeber mit einem 
Steuersatz von 25 % erfolgen. Dies führt zur Abgabenfreiheit 
in der Sozialversicherung. Die steuerfreie Mahlzeitengestel-
lung löst eine Minderung der Tagegelder (Verpflegungsmehr-
aufwand) aus.

Eine weitere begriffliche Definition erfolgt bei den Übernach-
tungskosten. Hier sind nur noch die „notwendigen Mehraufwen-
dungen“ abgerechnet werden. Was darunter zu verstehen ist, 
wird gesetzlich definiert.

Auch im Bereich der doppelten Haushaltsführung gibt es Verän-
derungen. Die Unterkunftskosten sowie die Größe einer mögli-
chen Wohnungsgestellung werden nicht mehr nach Größe der 
Wohnung gedeckelt, sondern nach den dadurch entstehenden 
Kosten.

Das vorliegende neue Reisekostenrecht wirft trotz der tiefge-
henden Klärung und Erneuerung erneut Fragen in der Ausge-
staltung auf. Eine Überprüfung der Reisekostenrichtlinien im 
Unternehmen ist in jedem Fall ratsam.

2.2.  BFH: Uneinigkeit über steuerneutrale  
Übertragung von Wirtschaftsgütern  
zwischen beteiligungsidentischen  
Personengesellschaften 

Der I. Senat des BFH hat dem BVerfG mit Beschluss vom  
10.04.2013 (I R 80 / 12) die Frage vorgelegt, ob das EStG inso-
weit gegen den allgemeinen Gleichheitssatz verstößt, als es 
eine steuerneutrale Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter 
zumindest zwischen zwei beteiligungsidentischen Personen-
gesellschaften nicht vorsieht.

Das EStG sieht in seinem § 6 Abs. 5 unterschiedliche Gestal-
tungen vor, in denen einzelne Wirtschaftsgüter zwischen ver-
schiedenen Betriebsvermögen ertragsteuerneutral überführt 

bzw. übertragen werden können. Dort findet sich indes keine 
Regelung für den Fall der Übertragung eines einzelnen Wirt-
schaftsguts unmittelbar aus einem Gesamthandsvermögen einer 
gewerblichen Personengesellschaft (sog. Mitunternehmerschaft) 
in das Gesamthandsvermögen einer anderen (beteiligungsiden-
tischen) Personengesellschaft derselben Gesellschafter.

Vor diesem Hintergrund besteht ein Meinungsstreit, ob eine sol-
che Übertragung auch ohne Aufdeckung der stillen Reserven in 
dem übertragenen Wirtschaftsgut möglich ist.

Insbesondere nach Auffassung der Finanzverwaltung können 
einzelne Wirtschaftsgüter nicht zwischen den Betriebsvermö-
gen einer Personengesellschaft und einer anderen Personen-
gesellschaft übertragen werden, ohne dass die stillen Reserven 
in dem Wirtschaftsgut aufgedeckt und versteuert werden. Das 
soll selbst dann gelten, wenn die Beteiligungsverhältnisse an 
beiden Gesellschaften identisch sind.

§ 6 Abs. 5 Satz 3 EStG lässt indes zahlreiche andere Fälle 
einer steuerneutralen Überführung einzelner Wirtschaftsgüter 
im Zusammenhang mit Mitunternehmerschaften ausdrücklich 
zu. Vor diesem Hintergrund ist – auch zwischen zwei Sena-
ten des BFH – bisher umstritten, ob eine verfassungskonforme 
Auslegung dieser Norm die Übertragung eines einzelnen Wirt-
schaftsguts zum Buchwert zwischen zwei beteiligungsidenti-
schen Personengesellschaften ermöglicht. Der IV. Senat hatte 
eine solche mit Beschluss vom 15.04.2010 (IV B 105 / 09) für 
möglich erachtet. Demgegenüber hatte der I. Senat bereits mit 
Urteil vom 25.11.2009 (I R 72 / 08) eine verfassungskonforme 
Auslegung in diesem Sinne für nicht zulässig erachtet. Daran 
hält dieser auch in seinem Vorlagebeschluss fest. Insoweit 
weist der Senat darauf hin, dass im Gesetzgebungsverfahren 
mehrfach über die Aufnahme einer Bestimmung zur steuerneu-
tralen Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter zwischen Perso-
nengesellschaften diskutiert worden sei, ohne dass eine solche 
schließlich in das Gesetz aufgenommen wurde.

Der I. Senat des BFH hat nunmehr die Frage dem BVerfG vor-
gelegt, ob das EStG insoweit gegen den allgemeinen Gleich-
heitssatz verstößt, als es eine solche steuerneutrale Über-
tragung zumindest zwischen zwei beteiligungsidentischen 
Personengesellschaften nicht vorsieht.

Der Ausgang dieses Verfahrens vor dem BVerfG und dem 
BFH ist insbesondere für Steuerpflichtige von Interesse, die 
in der Vergangenheit – beabsichtigt oder versehentlich – ein-
zelne Wirtschaftsgüter zwischen beteiligungsidentischen 
Personengesellschaften übertragen haben. Falls die Finanz-
verwaltung von der Aufdeckung der stillen Reserven aus-
gegangen ist, sollten die entsprechenden Steuerbescheide 
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bis zu einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
über die an ihn gerichtete Rechtsfrage offengehalten werden. 
Auch für zukünftige Gestaltungsüberlegungen empfiehlt es 
sich, den Fortgang des Verfahrens im Auge zu behalten. Bis 
auf weiteres sollte jedoch davon ausgegangen werden, dass 
eine steuerneutrale Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter 
zwischen (beteiligungsidentischen) Personengesellschaften 
nicht möglich ist.

2.3.  BFH: Änderung der Rechtsprechung  
zum Vorliegen eines geldwerten Vorteils 
bei Betriebsveranstaltungen

Bei einer Betriebsveranstaltung wird der Wert der dem Arbeit-
nehmer zugewandten Leistung grundsätzlich dann nicht als 
steuerpflichtiger Arbeitslohn behandelt, wenn der Wert der 
Zuwendungen EUR 110 nicht übersteigt. Zu diesem Thema, 
das häufig Gegenstand von Beanstandungen im Rahmen von 
Lohnsteuerprüfungen ist, hat sich nun der BFH in zwei aktuellen 
Entscheidungen geäußert.

Der BFH hat zum Einen festgestellt (BFH v. 16.05.2013 – VI R 
94 / 10), dass die Kosten des äußeren Rahmens keine „Zuwen-
dung“ in diesem Sinne darstellen. Bei der Berechnung der 
EUR 110 – Grenze sind daher Miet- und Organisationskosten 
der Veranstaltung nicht zu berücksichtigen, da der Arbeitneh-
mer dadurch keinen Vorteil erlangt. Die bisher vom BFH gefor-
derte „Gesamtkostenermittlung“ gibt er damit ausdrücklich auf.

Des Weiteren hat der BFH klargestellt, dass der auf mitein-
geladene Familienangehörige entfallende Kostenanteil nicht 
in die Berechnung der Freigrenze einzubeziehen ist (BFH v. 
16.05.2013 – VI R 7 / 11). Die zu berücksichtigenden Kosten 
können zu gleichen Teilen auf die Gäste aufgeteilt werden, 
sofern die entsprechenden Leistungen nicht individualisierbar 
sind. Aufzuteilen ist der Gesamtbetrag dabei auch auf Famili-
enangehörige, sofern diese an der Veranstaltung teilgenom-
men haben. Allerdings ist der auf die Familienangehörigen 
entfallende Aufwand den Arbeitnehmern bei der Berechnung, 
ob die Freigrenze überschritten ist, jedoch grundsätzlich nicht 
zuzurechnen.

Diese Änderung der Rechtsprechung des BFH ist sowohl für 
Arbeitnehmer als auch für den Unternehmer, der Betriebs-
veranstaltungen plant und durchführt, günstig. Der Planungs-
spielraum für eine solche Veranstaltung wird dadurch auf jeden 
Fall erweitert.

3. Umsatzsteuer

3.1.  BFH: Steuerbefreiung für Heilberufe auch 
bei Einsatz von Subunternehmern

In seinem Urteil vom 08.08.2013 (V R 8 / 12) vertritt der BFH die 
Ansicht, dass die Steuerbefreiung für Heilbehandlungsleistungen 
nach § 4 Nr. 14 UStG grundsätzlich auch dann Anwendung findet, 
wenn der Unternehmer seine Leistungen nicht selbst gegenüber 
den Patienten ausführt und abrechnet. In diesem Fall müsse der 
Subunternehmer dann aber selbst eine ärztliche oder arztähn-
liche Leistung erbringen und dementsprechend über einen eige-
nen nach § 4 Nr. 14 UStG erforderlichen Befähigungsnachweis 
verfügen.

Der Kläger – ein Diplom-Betriebswirt – war als Arbeitstherapeut 
für eine Klinik tätig und unterrichtete als selbständiger Dozent 
psychisch kranke Menschen, um ihnen eine soziale und berufli-
che Integration zu ermöglichen. Insofern erbrachte das Klinikum 
seine Dienstleistungen nicht unmittelbar durch eigene Arbeitneh-
mer, sondern durch die Einschaltung des Klägers als Subunter-
nehmer. Insofern stellte sich die Frage, ob die Steuerbefreiung für 
Heilberufe auch beim Einsatz von Subunternehmern Anwendung 
findet bzw., ob der Subunternehmer seine Leistungen an das Kli-
nikum steuerfrei fakturieren konnte.

Trotz der grundsätzlichen Bejahung der Anwendung einer Steu-
erbefreiung auch bei Einschaltung von Subunternehmern lag 
im Streitfall dennoch keine Steuerfreiheit vor. Nach Ansicht des 
BFH fehlte es vorliegend an einer ärztlichen oder arztähnlichen 
Leistung, so dass die Voraussetzungen des § 4 Nr. 14 UStG nicht 
gegeben waren.

3.2.  BMF: Ausübung einer USt-Option trotz  
angenommener Geschäftsveräußerung  
im Ganzen

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat mit Schreiben vom 
23.10.2013 für mehr Rechtssicherheit bei der umsatzsteuer-
lichen Optionsausübung im Rahmen von Immobilientransak-
tion gesorgt. Der neue BMF-Erlass stellt zunächst klar, dass 
bei einer nicht steuerbaren Geschäftsveräußerung im Ganzen 
eine Option zur Umsatzsteuerpflicht zwar grundsätzlich nicht in 
Betracht kommt. Allerdings akzeptiert das BMF nun Klauseln 
in notariellen Grundstückskaufverträgen, die eine unbedingte 
Option enthalten.
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Die Unterscheidung zwischen einer nicht steuerbaren Geschäfts-
veräußerung im Ganzen und einer normalen steuerbaren Ver-
äußerung ist von großer Bedeutung für mögliche Vorsteuerkor-
rekturen, da eine solche Berichtigungspflicht für den Veräußerer 
im Falle einer Geschäftsveräußerung im Ganzen entfällt. Liegt 
hingegen keine Geschäftsveräußerung im Ganzen vor, kann eine 
für den Veräußerer nachteilige Vorsteuerkorrektur nur noch durch 
eine Option zur Umsatzsteuer im Kaufvertrag vermieden werden.

Nach dem neuen BMF-Schreiben kann eine Option zur Umsatz-
steuer in Immobilienkaufverträgen auch im Rahmen einer von 
den Parteien angenommenen Geschäftsveräußerung im Gan-
zen wirksam sein, wenn die Option „unbedingt“ ausgeübt wird. 
Die Vertragsparteien müssen also übereinstimmend von einer 
Geschäftsveräußerung im Ganzen ausgehen und nur für den 
Fall, dass sich ihre rechtliche Einschätzung nachträglich als 
falsch darstellt, eine Option zur Umsatzsteuerpflicht vertraglich 
vereinbaren. Diese Optionsausübung wird nun anerkannt, wenn 
sie der Formulierung nach „unbedingt“ erfolgt und nicht ledig-
lich hilfsweise.

Das neue BMF-Schreiben ist zu begrüßen und hilft den Steu-
erpflichtigen. Bei der Formulierung der Steuerklauseln muss 
aber in jedem Fall strikt beachtet werden, dass die Options-
klausel unbedingt ist. Da sich Fehler bei der Formulierung von 
solchen Klauseln in wirtschaftlich erheblicher Weise auswirken 
können, ist die Einschaltung von professionaler Beratung hier 
zu empfehlen.

3.3.  BMF-Schreiben zu Reverse-Charge-
Verfahren auf Lieferungen von Gas und 
Elektrizität an Wiederverkäufer

Im Anschluss an die durch das Amtshilferichtlinien-Umsetzungs-
gesetz erfolgte Umstellung der Steuerschuldnerschaft für Lie-
ferungen von Gas und Elektrizität über die entsprechenden 
Verteilernetze an inländische Wiederverkäufer hat sich das Bun-
desfinanzministerium mit Schreiben vom 19.09.2013 zu Zwei-
fels- und Auslegungsfragen zu dieser ab 01.09.2013 gültigen 
Regelung geäußert.

Neben der nun im neuen Abschnitt 13b.3a des Umsatzsteuer-
Anwendungserlasses (UStAE) niedergelegten allgemeinen Ver-
waltungsmeinung zu den obigen Lieferungen erörtert das BMF 
auch die folgenden Fragestellungen:

�� Behandlung von Organschaftsfällen im Bereich der  
Gas- und Elektrizitätslieferungen an Wiederverkäufer
�� Einführung einer Wiederverkäuferbescheinigung zur  

Vereinfachung des Nachweisverfahrens

�� Einzelfragen zur Bilanzkreisabrechnung sowie zu Bilanz-
kreis- und Regelzonenausgleichen, ferner zu Lieferungen 
von Regelenergie.

Eine zusätzliche vom BMF eingeräumte Übergangsregelung bis 
zum 31.12.2013 soll den betroffenen Versorgungsunternehmen 
die relativ komplexe technische Umsetzung erleichtern.
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4. International

4.1.  Mutter-Tochter-Richtlinie: Kommission 
schlägt Änderungen zur Vermeidung von 
Steuerumgehungen vor 

Im Rahmen eines Memos vom 25.11.2013 hat sich die EU-
Kommission dazu geäußert, wie man künftig missbräuchlichen 
Steuergestaltungen bei grenzüberschreitenden Sachverhalten 
innerhalb der EU Einhalt gebieten kann.

Nachdem die Mutter-Tochter-Richtlinie bislang im Rahmen der 
EU-Erweiterung für neue Mitgliedsstaaten geöffnet und z. B. 
im Rahmen der Senkung der Mindestgrenzen für begünstigte 
Schachtelbeteiligungen gelockert wurde, ist nun explizit zur 
Schließung von Schlupflöchern eine Verschärfung der Regelun-
gen im Gespräch. Insbesondere die folgenden Regelungen gegen 
allgemeine Missbrauchstatbestände (general antiabuse rules 
– „GAARs“) wurden durch die EU-Kommission vorgeschlagen:

1.  Qualifikationskonflikte („hybrid loan mismatch“):
Bestimmte hybride Finanzinstrumente können in den Mitglied-
staaten unterschiedlich als Eigen- oder Fremdkapital beurteilt 
werden. Bei entsprechender Gestaltung ist es möglich, dass 
Zahlungen einer Tochtergesellschaft auf solche Finanzinstru-
mente in deren Ansässigkeitsstaat (Quellenstaat) als steuerlich 
abzugsfähige Zinsen behandelt werden, im Ansässigkeitsstaat 
der die Zahlung empfangenden Muttergesellschaft (Zielstaat) 
jedoch als Dividende angesehen werden und somit im Rahmen 
der Mutter-Tochter-Richtlinie eine Steuerbefreiung erfahren. Der 
daraus hervorgehende – nach Ansicht der EU-Kommission so 
nicht gerechtfertigte – Steuervorteil kann dadurch verhindert 
werden, dass die Behandlung im Quellenstaat auch für den Ziel-
staat maßgeblich wird. So schiede z. B. eine Steuerbefreiung 
bei der Muttergesellschaft aus, wenn die Zahlung im Quellen-
staat als steuerlich abzugsfähig behandelt wurde.

2. Einschaltung von Zwischengesellschaften
Durch Zwischenschaltung einer – ansonsten u. U. funktions- und 
substanzlosen – Basisgesellschaft war es bislang in einigen 
Fallkonstellationen möglich, Dividenden aus einem EU-Staat 
(Ansässigkeitsstaat z. B. einer aktiven Tochtergesellschaft) ohne 
Quellensteuerbelastung an eine (über die Zwischengesellschaft 
beteiligte) Muttergesellschaft außerhalb der EU weiterzuleiten.

Der Vorschlag der EU-Kommission dazu zielt darauf ab, die 
zwischengeschaltete Gesellschaft hinsichtlich ihres wirtschaftli-
chen (außersteuerlichen) Sinns, eigener Aktivitäten sowie eige-
ner Substanz zu untersuchen, und daran die Entscheidung einer 
möglichen Quellensteuerbefreiung festzumachen. Auf diese 

Weise könnte die Zwischenschaltung reiner Briefkastengesell-
schaften aus steuerlichen Gründen unterbunden werden (ver-
gleichbare Regelungen existieren bereits im deutschen Steu-
errecht, z. B. im AStG sowie den Regelungen des § 50d EStG).

Nach Ansicht der EU-Kommission soll durch diese Vorschläge 
auch ein wichtiger Beitrag zum OECD-Aktionsplan gegen die 
Aushöhlung von Steuerbemessungsgrundlagen und die Gewinn-
verlagerung („Addressing Base Erosion and Profit Shifting – 
BEPS“) geleistet werden.
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5. Sonstiges

5.1.  RETT-Blocker: Entwurf des koordinierten 
Ländererlasses zu § 1 Abs. 3a GrEStG

Durch das Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz vom 
26.06.2013 wurde mit § 1 Abs. 3a GrEStG (Grunderwerbsteu-
ergesetz) ein neuer Fiktionstatbestand eingeführt, der insbe-
sondere Erwerbsvorgänge mit sog. Real Estate Transfer Tax 
Blocker-Strukturen (RETT-Blocker) der Besteuerung unterwer-
fen soll. Die obersten Finanzbehörden der Länder haben nun-
mehr am 09.10.2013 gleich lautende Erlasse zur Anwendung  
des § 1 Abs. 3a GrEStG veröffentlicht (BStBl I 2013, 1364).

Nach § 1 Abs. 3a GrEStG gilt als Rechtsvorgang im Sinne des 
§ 1 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 GrEStG auch ein solcher, aufgrund dessen 
ein Rechtsträger insgesamt eine wirtschaftliche Beteiligung in 
Höhe von mindestens 95 % an einer Gesellschaft innehat, zu 
deren Vermögen inländischer Grundbesitz gehört. Die neue 
Regelung stellt auf die unmittelbare und / oder mittelbare Betei-
ligung am Kapital oder am Vermögen einer Gesellschaft ab. Für 
die Ermittlung der mittelbaren Beteiligung am Kapital oder am 
Vermögen sind die Prozentsätze zu multiplizieren, d. h. es ist 
unabhängig von der Gesellschaftsform durch die verschiede-
nen Beteiligungsebenen „durchzurechnen“.

Anzuwenden ist der Tatbestand des § 1 Abs. 3a GrEStG erst-
mals auf Erwerbsvorgänge, die nach dem 06.06.2013 verwirk-
licht werden. Waren bis zum 06.06.2013 bereits mindestens 
95 % der Anteile einer Gesellschaft wirtschaftlich in einer Hand 
vereinigt und wird diese Beteiligung nach dem 06.06.2013 
ganz oder teilweise aufgestockt, stellen die Erlasse klar, dass 
dadurch § 1 Abs. 3a GrEStG nicht mehr verwirklicht werden 
kann. Wird die bereits bestehende wirtschaftliche Beteiligung 
von mindestens 95 % allerdings auf einen anderen Rechtsträ-
ger übertragen, ist § 1 Abs. 3a GrEStG anwendbar. Ausdrück-
lich hinzuweisen ist darauf, dass die Finanzbehörden folgende 
Auffassung vertreten: Folgt einem Erwerbsvorgang nach § 1 
Abs. 3 GrEStG (Anteilsvereinigung) ein weiterer Rechtsvorgang, 
aufgrund dessen ein Rechtsträger erstmals eine wirtschaftliche 
Beteiligung in Höhe von mindestens 95 % innehat, so unter-
liegt dieser Vorgang der Besteuerung nach § 1 Abs. 3a GrEStG 
selbst dann, wenn dem Erwerber der Grundbesitz der Gesell-
schaft bereits aufgrund des vorangegangenen Erwerbs grund-
erwerbsteuerrechtlich (mittelbar) zuzurechnen ist. Die Anrech-
nungsregelung des § 1 Abs. 6 GrEStG ist dann zu beachten. 
Voraussetzung für die Anrechnung des § 1 Abs. 6 GrEStG  
ist allerdings, dass sowohl Grundstücks- als auch Erwerberi-
dentität besteht. Da bei Verstärkung einer bereits bestehen-
den mittelbaren Beteiligung von 95 % zu einer unmittelbaren  

Beteiligung von 95 % keine Erwerberidentität gegeben ist, 
kommt es also nach der in den Erlassen vertretenen Auffas-
sung der Finanzverwaltung zur Steuererhebung in voller Höhe.

Die Ländererlasse verdeutlichen noch einmal, zu welchen 
zusätzlichen grunderwerbsteuerrechtlichen Risiken die neue 
Vorschrift des § 1 Abs. 3a GrEStG führt und dass bei Erwerbs-
vorgängen sämtliche unmittelbaren und mittelbaren Beteiligun-
gen am Kapital oder am Vermögen von Gesellschaften beachtet 
werden müssen. Unabhängig von der Gesellschaftsform sind 
die verschiedenen Beteiligungsebenen genau „durchzurech-
nen“, um bei Gestaltungsmaßnahmen nicht die Entstehung von 
Grunderwerbsteuer zu riskieren. 
 

5.2.  BFH: Rückgängigmachung eines Grund-
stückserwerbs (II R 16 / 12)

Mit Urteil vom 05.09.2013 ist der Bundesfinanzhof (BFH) auf 
die Voraussetzungen für die Anerkennung einer Rückgängig-
machung eines grunderwerbsteuerpflichtigen Erwerbsvorgangs 
von Grundstücken eingegangen.

Grundlage der beurteilten Streitfrage ist eine Regelung in § 16 
Abs. 1 Nr. 1 Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG), die es ermög-
licht, die entstandene Steuer aufzuheben, wenn ein Erwerbs-
vorgang über Grundstücke binnen zwei Jahren ab Entstehung 
der Grunderwerbsteuer rückabgewickelt wird. Im vom BFH zu 
verhandelnden Fall wurde der Erwerbsvorgangs allerdings nicht 
einfach rückgängig gemacht, sondern im Vertrag über die Auf-
hebung des Verkaufs gleichzeitig auch ein neuer Verkauf des 
Grundstücks an eine andere, dem bisherigen Erwerber nahe-
stehende Gesellschaft vereinbart. 

Das Finanzamt und das zuständige Finanzgericht sahen darin 
keine wirksame Rückgängigmachung, sondern eine Verwertung 
der Eigentumsrechte durch den Ersterwerber im Rahmen der 
Benennung des Zweiterwerbers. Dem BFH waren die Feststel-
lungen der ersten Gerichtsinstanz (dem Finanzgericht) für eine 
solche Entscheidung aber nicht ausreichend. Es müsse viel-
mehr nachgewiesen werden, dass der Ersterwerber ein wirt-
schaftliches Interesse an der Übertragung des Grundstücks 
an den Zweiterwerber hatte. Dies kann beispielsweise an Ver-
handlungen im Vorfeld zur Rückgängigmachung festgemacht 
werden, z.B. ob der Ersterwerber im Rahmen der Rückgän-
gigmachung des ersten Vertrags bereits vor einem konkre-
ten Angebot des Zweiterwerbers an den Verkäufer herantritt. 
Sollte dem Ersterwerber das weitere Schicksal des veräußerten 
Grundstücks gleichgültig sein, steht einer Annahme einer wirk-
samen Rückgängigmachung des grunderwerbsteuerpflichtigen 
Erwerbsvorgangs nichts im Wege.
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Für die Praxis hat das Urteil deshalb Bedeutung, da es Hinweise 
darauf gibt, wie ein grunderwerbsteuerpflichtiger Erwerbsvor-
gang wirksam rückgängig gemacht werden kann. So sollte ver-
mieden werden, dass bei der Finanzverwaltung der Eindruck 
entsteht, der Ersterwerber hätte ein wirtschaftliches Interesse 
an der Übertragung an den Zweiterwerber. In einem solchen 
Fall fiele unter Umständen doppelt Grunderwerbsteuer an, 
einerseits für die Übertragung vom Verkäufer auf den Erster-
werber und ein zweites Mal für die Übertragung des Ersterwer-
bers auf den Zweiterwerber.

5.3.  Verfassungsmäßigkeit von Zinsen bei  
Aussetzung der Vollziehung

Bereits seit einigen Jahren wird um die Verfassungsmäßigkeit 
des sich aus der Abgabenordnung ergebenden Zinssatzes von 
0,5 % pro Monat als Verspätungszinsen bei der Aussetzung der 
Vollziehung (AdV) gestritten (§§ 237 f AO). Das Finanzgericht 
Hamburg hat mit seinem Urteil vom 23.05.2013 (Az.: 2 K 50 / 12) 
festgestellt, dass die Anwendung des Zinssatzes von 6 % pro 
Jahr gemäß § 238 Abs. 1 AO auf ausgesetzte Steuerbeträge 
nach § 237 AO trotz kontinuierlich gesunkenen Zinsniveaus 
jedenfalls für einen Zinslauf von 2004 bis 2011 nicht gegen die 
Verfassung verstößt. Es komme hier nicht zu einem Verstoß 
gegen das Übermaßverbot und daher auch nicht zu einer Ver-
letzung des Rechtsstaatsprinzips nach Art. 20 Abs. 3 GG.

Im entschiedenen Fall war trotz der überlangen Verfahrens-
dauer von mehr als sechs Jahren entsprechend der bisherige 
Rechtsprechung einschließlich der des Bundesverfassungsge-
richts die Verzinsungsregelung der AO als verfassungsgemäß 
angesehen worden. Dabei wurde aber betont, dass typisierende 
Regelungen, wie Zinssätze, einer Korrektur bedürften, wenn 
sich die tatsächlichen Verhältnisse, die Grundlage einer zuläs-
sigen Typisierung gewesen sind, durchgreifend geändert hätten. 
Die Rechtssache ist nun seit dem 21.08.2013 beim Bundesfi-
nanzhof anhängig (Az.: IX R 31 / 13). Dabei soll geklärt werden, 
ob eine Festsetzung von AdV-Zinsen bei einer überlangen Ver-
fahrensdauer grundsätzlich zu unterbleiben hat. Weiter stellt 
sich dann die Frage, ob der Zinssatz von monatlich 0,5 % will-
kürlich ist, gerade mit Blick auf das Zinssatzniveau am Markt.

Typisierende Regelungen wie die der Zinssätze bedürfen dem-
nach dann einer Korrektur, wenn sich die tatsächlichen Ver-
hältnisse, die Grundlage einer zulässigen Typisierung gewesen 
sind, durchgreifend geändert haben. Ausdruck einer derartigen 
Änderung kann vornehmlich das kontinuierlich gesunkene Zins-
niveau sein. Da Zinssätze mit Rücksicht auf wirtschaftliche und 
politische Implikationen jedoch Schwankungen unterliegen, wie 
sie sich in der Vergangenheit stets abgebildet hätten, ist dem 

Gesetzgeber aber eine gewisse Beobachtungszeit vor einer 
Anpassung des Zinssatzes zuzubilligen.
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